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Gemeinsamer Antrag Nr. 5 

 

 

der Fraktion Sozialdemokratischer Gewerkschafter:innen, 

von Grüne Arbeitnehmer in der AK Wien, 

der Liste Perspektive, 

 

 

 

an die 185. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien 

am 28. Mai 2026 
 

Gegen den Flächenbrand: Wirkungsvolle Inflationsbekämpfung in der aktuellen 
Energiekrise! 

 
 

Unmittelbar nach dem Beginn der Kriegshandlungen im Nahen Osten sind die Spritpreise für 
Diesel und Benzin stark angestiegen. Diese Preisanstiege stellen nicht nur eine enorme Belastung 
für all jene Beschäftigte dar, die auf das Auto angewiesen sind, sondern belasten aufgrund der 
hiervon ausgehenden dynamischen Inflationseffekte sämtliche Konsument:innen und die 
Wirtschaft insgesamt.  
 
Auch wenn die Versorgung mit Energie in Europa aus anderen Quellen möglich ist, so zeigten sich 
von Anfang an starke Preiseffekte. Diese stammten jedoch nicht von einer Versorgungsknappheit, 
sondern von einem asymmetrischen Verhalten der Akteure, zB bei Spritpreisen. Preiserhöhungen 
werden sofort weitergegeben, Senkungen nur verzögert, dadurch entstehen erhöhte Gewinne. 
Diesem Agieren kann mit einer Kontrolle der Raffineriemargen begegnet werden, wie sie die 
Bundesregierung auch im März dieses Jahres veranlasst hat. 
 
Je länger die Kampfhandlungen dauern und je mehr Energieerzeugungsanlagen und Infrastruktur 
zerstört werden, desto wahrscheinlicher wird eine weltweite Energieversorgungs- und preiskrise. 
Da Energie in allen produzierten Gütern beinhaltet ist, droht eine weitere Inflationswelle. Die AK 
hat in einer Studie 2022 gezeigt, dass insbesondere eine Erhöhung der Strompreise 
gesamtwirtschaftlich hohe Inflation und Folgekosten mit sich bringt. Staatliche Eingriffe sind somit 
möglichst früh notwendig, damit sich ein weiteres „Durchrauschen“ der Inflation nicht wiederholt 
und einer nachhaltigen, substanziellen Erhöhung des Preisniveaus Einhalt geboten wird. Zudem 
muss die vorhandene Energie möglichst effizient eingesetzt werden. Die Stärkung der 
Energieeffizienz ist daher zentral.  
 
Österreich hat zwar über das Jahr betrachtet einen sehr hohen Anteil an erneuerbarer 
Stromproduktion, doch insbesondere in den Wintermonaten herrscht nach wie vor eine hohe 
Abhängigkeit von Gaskraftwerken. Ein beschleunigter Ausbau der erneuerbaren Stromproduktion 
– insbesondere in den Wintermonaten – ist daher von großer Bedeutung. Gleichzeitig muss 
sichergestellt werden, dass die niedrigen Erzeugungskosten von erneuerbarem Strom auch 
tatsächlich bei den Endkund:innen ankommen und der Preis die tatsächlichen Produktionskosten 
widerspiegelt. Spekulativem Verhalten soll zudem ein Riegel vorgeschoben werden.  
 
Neben dem erfolgreichen Einsatz der AK für einen Sozialtarif für armutsgefährdete Haushalte ist 
es in einer Energiekrise auch notwendig, diesen Schutz auch bei der Wärmeversorgung zu 
gewährleisten.  
 
Zur Stärkung der eigenständigen Versorgung mit Energie sollte der koordinierte Ausbau von 
erneuerbarer Energie, Speichern und Netzen beschleunigt werden.  
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Die Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien fordert die 
Bundesregierung daher auf, folgende Maßnahmen zu ergreifen, bzw. sich auf europäischer 
Ebene entsprechend einzusetzen: 
 

• Verlängerung bzw. Adaption der Spritpreisbremse, solange die Krise zu einer Erhöhung von 

Spritpreisen respektive Margen führt. Weiters braucht es bei den Benchmark-Preisen für Öl 

(Platts und Argus) mehr Transparenz, um sicherzustellen, dass diese Referenzpreise die 

tatsächliche Marktsituation widerspiegeln; 

• Ausbau des öffentlichen Verkehrs; 

• Allgemeine Stärkung von Preistransparenz und -kontrolle, insbesondere Maßnahmen zur 

Verbesserung der Preistransparenz bei Lebensmitteln zu setzen, die Nachvollziehbarkeit 

von Preisbestandteilen entlang der Wertschöpfungskette zu erhöhen, bestehende 

Instrumente zum Preisvergleich weiter auszubauen sowie den Wettbewerb im 

Lebensmittelhandel zu stärken; 

• Abschaffung des Österreich-Aufschlags durch territoriale Lieferbeschränkungen; 

• Reform des Preisgesetzes zur Stärkung der Preiskommission und Etablierung einer Anti-

Teuerungs-Kommission: 

o Das Preisgesetz ist nachzuschärfen, um Untersuchungen zu im Preisgesetz 

abgebildeten Leistungs- und Produktgruppen auch dann zu ermöglichen, wenn die 

Preise auf nationaler Ebene - ungeachtet der internationalen Preisentwicklung - in 

einem erheblichen Ausmaß ansteigen; 

o Preisdatenbank nach WIFO-Modell; 

o Beweislastumkehr im Preisverfahren: betroffenen Unternehmen müssen glaubhaft 

darlegen, warum ihren geforderten Preisen keine ungerechtfertigte Preispolitik zu 

Grunde liegt; 

• Aussetzung oder (weitere) Begrenzung der Indexierung von Wertsicherungsklauseln 

(Mieten, Bankgebühren, Mobilfunkgebühren, Versicherungen etc.) ist anzustreben, um die 

Inflation zu dämpfen; 

• Laufendes Preismonitoring bei relevanten Energieträgern, wie Heizöl, Holz, Pellets und 

Agrosprit, sowie Kontrolle von Preisanstiegen, um Trittbrettfahren auszuschließen;  

• Die europäischen Krisenmechanismen bei Strom und Gas sind nachzuschärfen. Zusätzlich 

sind sämtliche Spielräume auf nationaler Ebene zur Umsetzung eines Krisenmechanismus 

bei Strom, Gas und Wärme zu nutzen; 

• Steigerung der Energieeffizienz durch klare Vorgaben sowie Kontrolle der bestehenden 

rechtlichen Verpflichtungen bei Industrie, Verkehr und Gebäuden. Zudem sollten 

Förderungen immer mit Energieeffizienzvorgaben verbunden sein; 

• Zur Stärkung der eigenständigen Versorgung mit Energie sollte der koordinierte Ausbau 

von erneuerbarer Energie, Speichern und Netzen beschleunigt werden; 

• Einführung eines Sozialtarifs für Gas und Fernwärme, ähnlich dem gestützten Tarif 

(„Sozialttarif“) laut Elektrizitätswirtschaftsgesetz; 

• Kosteneffizienter Ausbau der Erneuerbaren Energien: Rascher Beschluss und Umsetzung 

des Erneuerbaren-Ausbau-Beschleunigungsgesetzes mit ambitionierten Zielen 

insbesondere für den Windkraftausbau (besonders wichtig in den Wintermonaten) und 

Reform des Erneuerbaren Ausbau Gesetzes mit Fokus auf die Steigerung der 

Fördereffizienz; 

• Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung von Elektrizitätsunternehmen hinsichtlich leistbarer 

Preise mit Leben füllen und auf weitere Energieunternehmen in den Bereichen Gas und 

Wärme ausdehnen; 
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• Strommarktreform, um sicherzustellen, dass die Strompreise den tatsächlichen 

Herstellungskosten entsprechen; 

• Mehr Transparenz an den Großhandelsmärkten (zum Beispiel hinsichtlich der 

preissetzenden Technologie/Kraftwerke); 

• Ausschluss marktfremder Akteure und Einführung einer Finanztransaktionssteuer, um 

Preistreibende Spekulationsgeschäfte mit Energiederivaten zu unterbinden und unrentabel 

zu gestalten;  

• Strukturelle Maßnahmen für den Gasausstieg in der direkten Raumwärme: 

o Schaffung attraktiver Alternativen in der Raumwärme, insbesondere durch Stärkung 

der Rechte von Konsument:innen und Erhöhung der Vertrags- und 

Preistransparenz; 

o Regulatorische und gesetzliche Vorgaben zur kosteneffizienten und gut 

strukturierten Gasnetzstilllegung (und damit Dämpfung der Gasnetzentgelte); 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Angenommen ☒ Zuweisung ☐ Ablehnung ☐ Einstimmig ☐ Mehrheitlich ☒ 

 


